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Sachgebiet 50 


Vorblatt 


Achte Novelle zum Wehrpflichtgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

1. Soweit nach bisheriger Möglichkeit ein Wehrpflichtiger 
schon vor Vollendung des 25. Lebensjahres wegen persön- 
licher Gründe für den verkürzten Grundwehrdienst vorge- 
sehen wurde, bedeutete dies praktisch eine volle Befreiung 
vom Wehrdienst, weil mangels Ausbildungskapazität ein 
verkürzter Grundwehrdienst nicht eingerichtet ist. Das 
widerspricht dem Gedanken der Wehrgerechtigkeit. 

2. Die bisherigen Zurückstellungsmöglichkeiten lassen es nicht 
zu, z. B. „Spätberufene" vom Wehrdienst zurückzustellen, 
sofern sie im Einberufungszeitpunkt nicht mindestens ein 
Drittel der Ausbildung hinter sich gebracht haben. Das er- 
scheint für diesen Personenkreis unbillig, 

3. Für den begrenzten Bedarf an Reservisten sind die bisheri- 
gen Höchstalter für die Wehrüberwachung nicht mehr not- 
wendig. Sie können gesenkt werden. 

B. Lösung 

Herabsetzung der Höchstalter für die Wehrüberwachung 

— für Mannschaften und ungediente 

Wehrpflichtige auf 35 Jahre, 

— für Unteroffiziere auf 45 Jahre. 

Erweiterung der Zurückstellungsbestimmungen für den zweiten 

Bildungsweg zur Hochschul- oder Fachhochschulreife und für 

eine erste Berufsausbildung oder deren ersten Abschnitt. 


C. Alternativen 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates wurden berücksich- 
tigt. 

Die Ausschußbeschlüsse wurden einstimmig gefaßt. 

D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache VI/2223 — 


A. Bericht des Abgeordneten Neumann 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf ist in der 125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Juni 1971 an den Ver- 
teidigungsausschuß überwiesen worden. 

Der Verteidigungsausschuß hat ihn in seiner Sit- 
zung am 21. Oktober 1971 abschließend beraten. Die 
Beschlüsse wurden einstimmig gefaßt. 


11. Zu einzelnen Ausschußbeschlüssen 
Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 12 Abs. 4 Satz 2Nr. 3 WehrpflG) 

Der Ausschuß hat nicht nur die vorgeschlagene 
Ausdehnung der Zurückstellungsmöglichkeit a\if die 
Fälle der ersten Berufsausbildung oder deren ersten 
Abschnitt zugestimmt. Vielmehr hat er auch — aus 
denselben bildungspolitischen Überlegungen — den 


Schutz des zweiten Bildungsweges zur Hochschul- 
oder Fachhochschulreife gesetzlich verankert. Damit 
soll zurückgestellt werden können, wer durch die 
Einberufung seinen zweiten Bildungsweg unterbre- 
chen müßte oder, falls dessen Beginn unmittelbar 
bevorsteht, ihn nicht antreten könnte. 

Zwar hatte das Bundesministerium der Verteidi- 
gung schon bisher durch Erlaß angeordnet, daß bei 
der Einberufung in diesem Sinne verfahren wird. 
Der Ausschuß hielt eine entsprechende Klarstellung 
im Gesetz jedoch für angebracht. 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu die- 
ser Bestimmung wurde — nach Maßgabe der Formu- 
lierung der Bundesregierung — gleichfalls berück- 
sichtigt. 

In gleicher Weise war sodann § 11 des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst (Artikel 2 Nr. 1) ab- 
zuändern. 


Bonn, den 2. November 1971 


Neumann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W2223 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 2. November 1971 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Neumann 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
— Drucksache VI/2223 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Achten Gesetzes 

zur Änderung des Wehrpfliditgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpfliditgesetzes 

Das Wehrpfliditgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1773, 2043), geändert durch das Erste 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 645), wird wie folgt geändert; 

1. § 3 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„ § 49 bleibt unberührt. " 

2. § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wehrpflichtige können auch vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
zum verkürzten Grundwehrdienst einberufen 
werden, wenn sie auf Gründ der Einberufungs- 
anordnungen des Bundesministers der Verteidi- 
gung nicht zum vollen Grundwehrdienst heran- 
gezogen werden." 

3. § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung; 
„3. wenn die Einberufung des Wehrpflichtigen 

a) einen bereits weitgehend geförderten Aus- 
bildungsabschnitt oder 

b) eine erste Berufsausbildung im Sinne des 
Beruisbildungsgesetzes vom 14. August 
1969 (Bundesgesetzbl I S. 1112), ohne daß 
die Hodischuh oder Fachhochschulreife er- 
worben ist, 

unterbrechen würde." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Aditen Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpfliditgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1773, 2043), geändert durch das Erste 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 645), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung; 

„3. wenn die Einberufung des Wehrpflichtigen 

a) einen bereits weitgehend geförderten Aus- 
bildungsabschnitt, 

b) den zweiten Bildungsweg zur Hochschul- 
oder Fachhochschulreife oder 

c) eine erste Berufsausbildung oder deren 
ersten Abschnitt 

unterbrechen würde und in den Fällen des 

Buchstaben c weder die Hochschul- oder Fach- 
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4. § 18 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„das gleiche gilt für Zurückstellungen nach § 12 
Abs. 5 oder wenn nach der Musterung Wehr- 
dienstausnahmen eintreten oder wegfallen oder 
der Eintritt oder Wegfall bekannt wird." 

5. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung; 

„Diese endet bei Offizieren mit Ablauf des 
Jahres, in dem sie das sechzigste, bei Unter- 
offizieren, in dem sie das fünfundvierzigste, 
und bei Mannschaften sowie ungedienten 
Wehrpflichtigen, in dem sie das fünfunddrei- 
ßigste Lebensjahr vollenden, im Falle des § 51 
des Soldatengesetzes mit Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebens j ahres. " 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Auch nach diesem Zeitpunkt unterliegen der 
Wehr Überwachung abweichend von der Rege- 
lung in Satz 2 Wehrpflichtige, die für den 
Verteidigungsfall einberufen sind." 


A r t i k e 1 2 

Änderung des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 10. Juli 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wenn die Einberufung des anerkannten Kriegs- 
dienstverweigerers 

a) einen bereits weitgehend geförderten Aus- 
bildungsabschnitt oder 

b) eine erste Berufsausbildung im Sinne des 
Beruisbildungsgesetzes vom 14. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1112), ohne daß 
die Hochschul- oder Fachhochschui reife er- 
worben ist, 

unterbrechen würde." 


2. In § 23 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „sechzigste" 
durch das Wort „fünfunddreißigste" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

hodisdiulreife erworben ist noch die regel- 
mäßige Dauer der Ausbildung oder des Aus- 
bildungsabsdinitts vier Jahre übersteigt. 

4. unverändert 


5. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch das 
Sechste Gesetz zur Änderung des Soldaten Versor- 
gungsgesetzes vom 10. August 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1273), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wenn die Einberufung des anerkannten Kriegs- 
dienstverweigerers 

a) einen bereits weitgehend geförderten Aus- 
bildungsabschnitt, 

b) den zweiten Bildungsweg zur Hodischul- 
oder Fachhochschulreife oder 

c) eine erste Berufsausbildung oder deren 
ersten Abschnitt 

unterbrechen würde und ln den Fällen des 
Buchstaben c weder die Hochschul- oder Fach- 
hochschulreife erworben ist noch die regel- 
mäßige Dauer der Ausbildung oder des Aus- 
bildungsabschnitts vier Jahre übersteigt. 

2. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 

3. § 24 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 3. unverändert 

„Zum Ersatzdienst von der Dauer des verkürzten 
Grundwehrdienstes kann ein Dienstpflichtiger 
auch vor Vollendung des fünfundzwanzigsten 
Lebensjahres einberufen werden, wenn er auf 
Grund der Einberufungsanordnungen des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung nicht zum 
Ersatzdienst, der dem vollen Grundwehrdienst 
entspricht, einberufen wird." 


Artikel3 Arti 

Inkrafttreten u n v e r 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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k e 1 3 
ändert 
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